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Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Wirtschafts- und Konjunktur- 
politik 

— Drucksache VI/1144 — 


Seit ihrem Amtsantritt hat die Bundesregierung, 
unterstützt von der Deutschen Bundesbank, durch ein 
Bündel außen- und binnenwirtschaftlicher Maßnah- 
men den Boom zunehmend unter Kontrolle genom- 
men. Sie hat Stufe um Stufe eine Entwicklung zu 
einem spannungsloseren wirtschaftlichen Wachstum 
eingeleitet. Dieser Übergang kommt inzwischen auch 
in den allgemeinen Konjunkturindikatoren deutlich 
zum Ausdruck. Die Bundesregierung hat damit ent- 
sprechend ihrem in der Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 bekundeten Willen gehandelt, die 
notwendigen Reformen auf der Basis einer wachsen- 
den Wirtschaft, gesunder Finanzen und unter Erfül- 
lung der Forderungen des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft in 
Angriff zu nehmen. Sowohl der Entwurf des Bun- 
deshaushaltsplans 1971 als auch der Finanzplan des 
Bundes 1970 bis 1974 sind Ausdruck dieses Willens. 
Beide beruhen auf der Grundannahme, daß die ge- 
samtwirtschaftlichen Voraussetzungen für die vor- 
gesehene Ausgabenentwicklung mit den bisherigen 
Stabilisierungsprogrammen geschaffen sind. Die 
Bundesregierung wird vor Inkrafttreten des Haus- 
halts 1971 entsprechend dem Beschluß des Kabinetts 
und der Vereinbarung im Finanzplanungsrat erneut 
überprüfen, ob die gesamtwirtschaftlichen Voraus- 
setzungen für die angestrebte Ausgabensteigerung 
erfüllt sind. Sollte sich der Erfolg der bisherigen 
Dämpfungsmaßnahmen nicht in dem erwünschten 
Maß einstellen, so wird die Bundesregierung nicht 
zögern, weitere Maßnahmen zu ergreifen. 

Im einzelnen beantwortet die Bundesregierung die 
Fragen wie folgt: 

Frage I. 

Wie beurteilt die Bundesregierung unter Berück- 
sichtigung der neuesten Daten die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung im weiteren Verlauf des 
Jahres 1970? 


Die Bundesregierung sieht sich durch die neuesten 
Konjunkturdaten nicht veranlaßt, ihre in der Bun- 
destagsdebatte am 10. Juli 1970 dargelegte Beurtei- 
lung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung im wei- 
teren Verlauf des Jahres 1970 zu ändern. Die jüng- 
sten statistischen Indikatoren bekräftigen die da- 
mals vom Bundesminister für Wirtschaft geäußerte 
Erwartung auf eine baldige Entspannung der kon- 
junkturellen Lage. Die Bundesregierung geht nach 
wie vor davon aus, daß sich im weiteren Verlauf 
des Jahres 1970 die bereits jetzt in Teilbereichen 
festzustellende Entspannung fortsetzen dürfte. Der 
bessere Ausgleich von Angebot und Nachfrage wird 
sich, wenngleich mit einer unvermeidbaren Ver- 
zögerung und in Abhängigkeit von der Konjunktur- 
und Preisentwicklung im Ausland, auch auf den 
weiteren Preisverlauf beruhigend auswirken. 

Frage I. 1. 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, daß 

- - der Index der Erzeugerpreise industrieller 

Produkte im Juli um 6,4 v. H., 

- der Preisindex der Investitionsgüter im Juli 
um 10,1 V. H., 

- - der Preisindex für die Lebenshaltung im 

Juli um 3,9 V. H. und im August um 4,1 v. H. 

gegenüber dem Vorjahr angestiegen ist? 

Auf Grund welcher Ergebnisse und Beobachtun- 
gen schließt die Bundesregierung, daß sich eine 

Preisberuhigung abzeichnet und keine neue 

Preiswelle in Gang kommt? 

Die heute in vielen wichtigen Bereichen nennens- 
wert über dem Niveau der entsprechenden Vorjah- 
reszeit liegenden Preise bestätigen die Feststellung 
in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969, 
daß die Bundesregierung ein schwieriges wirt- 
schaftspolitisches Erbe übernommen hat und der 
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Höhepunkt der Preisentwicklung wegen der Ver- 
säumnisse von Frühjahi bis Herbst 1969 — aus 
damaliger Sicht — noch vor uns liegen könne. Zu 
den in der Frage aufgeführten Preissteigerungsraten 
haben am stärksten die Preiserhöhungen beigetra- 
gen, die Ende 1969 /Anfang 1970 stattgefunden 
haben. Seitdem verläuft die Entwicklung in der 
Betrachtung von Monat zu Monat erheblich ruhiger. 
Dazu haben entscheidend die von der Bundesregie- 
rung und der Bundesbank seit dem 24. Oktober 1969, 
dem Zeitpunkt der Verbesserung der DM-Parität, 
ergriffenen Stabilisierungsmaßnahmen beigetragen. 
Sie haben die Preiserhöhungsspielräume zunehmend 
begrenzt. So ist von Juli zum August 1970 der Index 
der Erzeugerpreise industrieller Produkte nur noch 
um 0,2 V. H. und der Preisindex der Investitions- 
güter um 0,4 V. H. gestiegen. Der Preisindex für die 
Lebenshaltung aller privaten Haushalte ist im 
August saisonbedingt um 0,1 v. H. gesunken; unter 
Ausschaltung der Saisonschwankungen ergibt sich 
zwar ein Anstieg, der aber einer Jahresrate ent- 
spricht, die unter der 4 v. H. -Grenze liegt (nach Sai- 
sonbereinigung der Bundesbank 3,6 v. H.). 

Seit Mitte des Jahres gibt es weitere Anzeichen 
für das Andauern eines allmählichen Entspannungs- 
prozesses. Die Auftragsbestände bei der Industrie 
haben leicht abgenommen, die Nachfrage nach Ar- 
beitskräften scheint ihren Höhepunkt überschritten 
zu haben. Diese Tendenzen werden durch die ge- 
troffenen zusätzlichen Stabilisierungsmaßnahmen 
verstärkt und beschleunigt. Sie werden die Markt- 
lage zunehmend ausgleichen und die Preiserhö- 
hungsspielräume weiter begrenzen. 

Frage I.2.a) 

Welche der angekündigten Auswirkungen der 
konjunkturpolitischen Maßnahmen vom Juli 
1970 lassen sich erkennen? 

a) Hält die Bundesregierung die Schätzungen 
über das Aufkommen aus dem Konjunktur- 
zuschlag zur Einkommen- und Körperschaft- 
steuer aufrecht? 


Das Aufkommen aus dem 10-prozentigen Kon- 
junkturzuschlag wurde nach Jahren und Steuerarten 
im einzelnen wie folgt geschätzt (in Mill. DM): 


Steuerart 

1970 1 

1971 

Summe 

Lohnsteuer 

1 100 

1 600 

2 700 

Einkommensteuer . . . 

760 

740 

1 500 

Körperschaftsteuer . . . 

520 

480 

1 000 

insgesamt 

2 380 

2 820 

5 200 


Diese, wegen der Berücksichtigung der Sozialgren- 
zen etwas schwierige Aufkommensschätzung zu 
ändern, sieht die Bundesregierung keinen Anlaß. 
Exakte Aufkommenszahlen liegen noch nicht vor. 
Von den Finanzkassen sind erst im Oktober 1970 
die ersten Meldungen über die im September 1970 


vereinnahmten Beträge an Konjunkturzuschlägen 
zu erwarten. Die Deutsche Bundesbank ist bereits 
früher in der Lage, die entsprechenden Konten- 
stände in ihren Wochenausweisen zu nennen, da die 
Finanzkassen eingehende Konjunkturzuschläge un- 
verzüglich auf Sonderkonten der Deutschen Bundes- 
bank überweisen. Der letzte Kontenstand beträgt 
laut Deutscher Bundesbank: [586 Mill. DM am 
23. September]. 

Frage L2.b) 

In welchem Umfang sind in jüngster Zeit über 
das übliche Maß hinaus vermehrt Anträge auf 
Eintragung von Lohnsteuerfreibeträgen bzw. 
auf Herabsetzung von Einkommen- oder 
Körperschaftsteuervorauszahlungen gestellt 
worden? 

Fernmündliche Rückfragen bei den obersten 
Finanzbehörden der Länder haben folgendes er- 
geben: 

1. Anträge auf Eintragung von Lohnsteuerfrei- 
beträgen 

Von den 6,4 Millionen für 1969 gestellten An- 
trägen entfielen auf die Zeit vom 15. Juli bis 
15. September 1969 rd. 99 000 Anträge. Von den 
7 Millionen Anträgen, die für 1970 erwartet 
werden, wurden in der Zeit vom 15. Juli bis 
15. September 1970 rd. 488 000 Anträge gestellt. 
Damit ergibt sich gegenüber dem gleichen Zeit- 
raum des Vorjahres eine Steigerung um rd. 
400 000 Anträge. Bei einem erheblichen Teil 
dieser Anträge handelt es sich aber mit großer 
Wahrscheinlichkeit um vorgezogene Anträge, 
die bis zum Ablauf der letztmöglichen Antrags- 
frist (30. November 1970) ohnehin eingereicht 
worden wären. 

2. Anträge auf Herabsetzung von Einkommen- 
steuer oder Körperschaftsteuervorauszahlungen 

Die Mehrzahl der Länder hat berichtet, daß zwar 
ein gewisses Steigen der Anzahl der Herab- 
setzungsanträge festzustellen sei, daß die Stei- 
gerung aber nicht als ins Gewicht fallend be- 
zeichnet werden könne. In einigen Ländern ist 
hingegen — örtlich unterschiedlich — ein An- 
steigen der Anzahl der Herabsetzungsanträge, 
insbesondere bei der Körperschaftsteuer, zu ver- 
zeichnen; als Gründe werden vorwiegend 
Kostensteigerungen angeführt. 

3. Die Angaben zu 1. und 2. basieren zum Teil auf 
Schätzungen. Dennoch kann davon ausgegangen 
werden, daß selbst eine genaue Auszählung 
nicht zu einem wesentlich anderen Ergebnis ge- 
führt hätte. 


Frage 1.2. c) 

In welchem Ausmaß wird sich die Einführung 
des Konjunkturzuschlags zur Einkommen- und 
Körperschaftsteuer nach Auffassung der Bundes- 
regierung im zweiten Halbjahr 1970 in einem 
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Rückgang des privaten Verbrauchs einerseits 
und in einer Reduzierung der privaten Erspar- 
nis andererseits niederschlagen? 

Die befristete Einführung des Konjunktur- 
zuschlags zur Einkommen- und Körperschaftsteuer 
wird zu einem Teil die Finanzierungslage der Unter- 
nehmen ändern und damit möglicherweise auch 
deren Investitionsausgaben beschneiden. Ein größe- 
rer Teil der durch den Konjunkturzuschlag ge- 
bundenen Liquidität wird sich aber voraussichtlich 
in einer verlangsamten Entwicklung des verfüg- 
baren Einkommens der privaten Haushalte nieder- 
schlagen. Damit dürften im zweiten Halbjahr 1970 
auch die privaten Konsumausgaben schwächer zu- 
nehmen, als es ohne den Konjunkturzuschlag zu 
erwarten gewesen wäre. Natürlich ist nicht auszu- 
schließen, daß auch die Ersparnisbildung in ge- 
wissem Umfang von der Reduzierung des verfüg- 
baren Einkommens der privaten Haushalte berührt 
wird. 

Der wahrscheinliche Rückgang der Sparquote 
kann im wesentlichen als eine Folge der gegenüber 
dem Vorjahr veränderten Einkommensstruktur an- 
gesehen werden (schnellere Einkommensentwick- 
lung bei Löhnen und Gehältern, aus denen weniger 
gespart wird als aus Unternehmer- und Vermögens- 
einkommen, die langsamer gestiegen sind). 

Frage 1.2. d) 

Liegen der Bundesregierung Anhaltspunkte 
dafür vor, ob und in welchem Maße die Aus- 
setzung der degressiven Abschreibung zu 
einem Rückgang der Nachfrage nach Investi- 
tionsgütern führt? 

Die befristete Aussetzung der degressiven Ab- 
schreibung für alle beweglichen Wirtschaftsgüter 
und Wirtschaftsbauten, die in der Zeit vom 6. Juli 
1970 bis 31. Januar 1971 angeschafft oder hergestellt 
werden, muß sich zuerst im Auftragseingang der 
Investitionsgüterindustrie bemerkbar machen. Die 
jüngsten Daten des Auftragseingangs lassen für den 
Monat Juli - — unter Ausschaltung der saisonalen 
Einflüsse — bei der Investitionsgüterindustrie einen 
Rückgang der Inlandsbestellungen um gut 7Vo^) 
gegenüber Juni erkennen. Damit sind die zunächst 
nur leichten Beruhigungstendenzen, die sich bereits 
im zweiten Quartal 1970 gezeigt hatten, deutlicher 
geworden. 

Im einzelnen ergab sich folgendes Bild: 

Auftragseingang aus dem Inland 
in der Investitionsgüterindustrie 
(saisonbereinigt) 

Veränderung gegen Vorquartal bzw. Vormonat in Vo 


1. Vj. 

1970 

+ 2,4 

2.Vj. 

1970 

- 0,9 

Juli 

1970 

- 7,1 

0 Saisonbereinigung 

der 

Wirtschaftsforschungsinstitiite 


(ASA-II-Verfahren) 


Es ist wahrscheinlich, daß die verstärkte Nach- 
frageabschwächung im Juli auch auf das Wirksam- 
werden der Einschränkung der steuerlichen Ab- 
schreibungsmöglichkeiten zurückzuführen ist. Für 
ein fundiertes Urteil muß die weitere Entwicklung 
abgewartet werden. Die Bundesregierung ist un- 
verändert der Auffassung, daß die befristete Aus- 
setzung der degressiven Abschreibung zu einer 
spürbaren zeitlichen Verlagerung der Nachfrage 
nach Investitionsgütern führen wird. 

Frage 1.3. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere 
Entwicklung auf dem Geld- und Kapitalmarkt? 

Gegenwärtig steht der Geldmarkt unter dem Ein- 
fluß der restriktiven Kreditpolitik. Durch die jüng- 
sten Mindestreservebeschlüsse hat die Bundesbank 
auch die Liquiditätszuflüsse aus dem Ausland weit- 
gehend neutralisiert, die seit Anfang Juni den Geld- 
markt wiederholt verflüssigt haben. Die Reaktion 
der Banken hat bestätigt, daß die ab September 
wirksame Zuwachsreserve die Kreditgewährungen 
direkter als die bisherigen Maßnahmen beeinflussen 
wird. Durch vorsichtiges Nachgeben beim Diskont- 
und Lombardsatz hat die Bundesbank ferner gezeigt, 
daß sie auch das zinspolitische Instrumentarium zur 
Abwehr von Auslandsgeld einsetzt. Sollten die Zins- 
senkungstendenzen im Ausland sich verstärken, 
könnte eine weitere Anpassung des inländischen 
Zinsniveaus erforderlich werden. 

Auf die Kapitalmarktentwicklung wirkt sich vor 
allem die zunehmende Bereitschaft der Sparer zur 
Wertpapieranlage günstig aus. Insgesamt haben die 
privaten Haushalte im ersten Halbjahr 1970 kaum 
weniger gespart als in der gleichen Zeit des Vor- 
jahres. Vor allem auf dem für die allgemeine Zins- 
entwicklung richtungweisenden Rentenmarkt stieg 
die Nachfrage der Sparer stark an. 

Der Effektivzins am Kapitalmarkt ist gegenüber 
der Jahresmitte um rd. 0,5 ^/o zurückgegangen. Die 
weitere Zinsentwicklung beurteilt die Bundesregie- 
rung aber mit Zurückhaltung. Diese Entwicklung 
kann nicht isoliert vom Ausland betrachtet werden. 
In den meisten Industriestaaten liegt der Zins für 
längerfristige Mittel so hoch wie in der Bundes- 
republik oder noch höher. Neben dieser allgemeinen 
Marktbeurteilung wird zu den einzelnen Unter- 
fragen wie folgt Stellung genommen: 

Frage L3.a) 

Welche Daten kann die Bundesregierung über 
die Entwicklung der einzelnen Sparformen für 
das laufende Jahr (im Vergleich zu den ent- 
sprechenden Vorjahreszeiträumen) vorlegen? 

Die laufende Ersparnis der privaten Haushalte 
war im ersten Halbjahr 1970 nach ersten vorläufi- 
gen Berechnungen der Deutschen Bundesbank mit 
20,0 Mrd. DM annähernd so hoch wie im ersten 
Halbjahr 1969 (20,5 Mrd. DM). 
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Bei den längerfristigen Anlagetormen ergibt sich 
dabei folgendes Bild: 


j 

' 

i l.Hi. l.Hj. 

1970 : 1969 

Mrd. DM 

: Zuwachs bei Spareinlagen 



und 

' Erwerb von Sparbriefen 

7,1 

9,7 

Geldanlage 

bei Bausparkassen 

±0 

-0,2 

Geldanlage 

bei Versicherungen 

3,6 

3,6 

Erwerb von festverzinslichen 
Wertpapieren 

3,4 

2,4 

Erwerb von Aktien 

' 1,0 

1,7 


Insgesamt macht danach die längerfristige Geld- 
vermögensbildung der privaten Haushalte im 1. Hj. 
1970 rd. 15 Mrd. DM gegenüber rd. 17 Mrd. DM im 

1. Hj. 1969 aus. Diese Zahlen bedürfen jedoch einer 
Erläuterung: 

1. Der Zuwachsrückgang bei Spareinlagen beruht 
augenscheinlich zum erheblichen Teil auf Ab- 
hebungen von Unternehmerhaushalten, die we- 
gen der hohen Zinskosten zur Finanzierung ihrer 
Investitionen verstärkt eigene Ersparnisse heran- 
ziehen. 

2. Eine Reihe von Sparern haben aus Zinsgründen 
erhebliche Mittel auf Terminkonten angelegt, 
die in den angegebenen Zahlen nicht enthalten 
sind. Genauere Zahlenangaben hierfür liegen 
allerdings nicht vor. 

3. In der saldierten Position „Geldanlagen bei Bau- 
sparkassen" kommt der außergewöhnlich hohe 
Anstieg des Bausparens nicht genügend zum 
Ausdruck, da auch die Auszahlungen stark an- 
gestiegen sind. Betrachtet man nur die einge- 
zahlten Bausparbeträge, so liegen die Spar- 
leistungen in diesem Bereich um 1,2 Mrd. DM 
oder um etwa ein Drittel höher als im ersten 
Halbjahr 1969. 

Berücksichtigt man alle diese Faktoren, dürfte sich 
im Ergebnis die Sparleistung im 1. Halbjahr 1970 
gegenüber der gleichen Zeit 1969 kaum vermindert 
und im längerfristigen Bereich sogar qualitativ 
weiter verbessert haben. 


Frage 1.3. b) 

Welche Konsequenzen will die Bundesregie- 
rung aus der Feststellung des Zentralen Kapital- 
marktausschusses ziehen, daß die zu starke 
Beanspruchung des Kapitalmarktes durch die 
Öffentliche Hand eine allmähliche Senkung des 
deutschen Kapitalmarktzinses verhindere? 

Der Maßhalteappell des Zentralen Kapitalmarkt- 
ausschusses an die öffentliche Hand entbehrt jeder 


Grundlage und ist um so unverständlicher, als der 
Ausschuß im gleichen Atemzuge ein sehr hohes 
Volumen an Ausländsanleihen beschlossen hat. 


für die otfentiiCue iianu nai 
sich Anfang September eingehend mit dieser An- 
gelegenheit befaßt, übereinstimmend kamen die 
Vertreter von Bund und Ländern, Gemeinden und 
der Bundesbank zu dem Ergebnis, daß der Kapital- 
markt durch die öffentliche Hand keineswegs zu 
stark beansprucht wurde und wird. Es wäre auch 
falsch, wenn die öffentliche Hand jetzt versuchte, 
den Kapitalmarktzins durch Austrocknen des Mark- 
tes künstlich zu senken. Das Ausland würde sofort 
in die Lücke springen. Dies läge auch nicht im In- 
teresse der Sparer, die öffentliche Anleihen als in 
der Bonität einwandfreie Anlagen suchen. 


Die Kreditaufnahme der öffentlichen Hand zeigt 

folgendes Bild: 

— Vorübergehenden Marktanspannungen haben 
die öffentlichen Haushalte nach Beratung im 
Konjunkturrat für die öffentliche Hand durch 
Zurückstellung von Anleiheemissionen entgegen- 
gewirkt, zuletzt zur Jahresmitte. 

— Seit Juli war der Kapitalmarkt sehr ergiebig. 
Bund einschließlich Bundesbahn und Bundespost 
und Länder konnten über 1,1 Mrd. DM Anleihen 
absetzen. Wegen der großen Nachfrage der 
Sparer mußte zumeist stark repartiert werden. 

— Auch für die Zukunft ist mit einem befriedigen- 
den Absatzklima zu rechnen. Der Emissions- 
rhythmus bei öffentlichen Anleihen wird sich 
dabei gegenüber den letzten Monaten verlang- 
samen; die Aufnahme von Schuldscheindarlehen 
bleibt maßvoll. 


Frage L3.c) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Konse- 
quenzen der Hochzinspolitik für die kleineren 
und mittleren Unternehmen der deutschen Wirt- 
schaft? 

Die Bundesregierung ist sich dessen bewußt, daß 
die Probleme einer Konjunkturüberhitzung für 
kleine und mittlere Unternehmen oftmals beson- 
ders schwer zu bewältigen sind. Das gilt auch für 
eine Kreditverteuerung. Die Entlastung der Kredit- 
politik, die die Bundesregierung mit ihren zusätz- 
lichen Stabilisierungsmaßnahmen vom Juli d. J. 
bezweckte, kommt daher den Interessen dieser 
Unternehmen besonders entgegen. Kleine und mitt- 
lere Unternehmen vermögen sich, wie die Bundes- 
regierung wiederholt zum Ausdruck gebracht hat, in 
einem ausgeglichenen Konjunkturklima und bei 
stetigem Wachstum der Wirtschaft am besten zu 
entfalten. Als besonderer Nachteil für Klein- und 
Mittelbetriebe erweist sich in diesem Zusammen- 
hang, daß die D-Mark erst verspätet aufgewertet 
werden konnte. Eine rechtzeitige DM- Aufwertung 
wäre nicht nur den Verbrauchern, sondern auch den 
kleinen und mittleren Unternehmern besonders zu- 
gute gekommen. Die Bundesregierung wird unab- 
hängig von der konjunkturbedingten kreditpoliti- 
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sehen Situation, im Rahmen der Strukturpolitik für 
kleine und mittlere Unternehmen den ihr bekannten 
Finanzierungsschwierigkeiten dieser Unternehmen 
verstärkt Rechnung tragen. 

Frage 1.3. d) 

Wie bewertet die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die Devisenzuflüsse aus dem 
Ausland in den vergangenen Monaten? 

Die Devisenzuflüsse haben in den vergangenen 
Monaten zweifellos den kreditpolitischen Restrik- 
tionskurs behindert. Wie bereits erwähnt, wird 
jedoch einer weiteren Liquidisierung durch Geld- 
zuflüsse aus dem Ausland mit der inzwischen von 
der Bundesbank getroffenen Regelung der Mindest- 
reserve einstweilen entgegengewirkt. 

Frage 1.4. 

Beabsichtigt die Bundesregierung — und ge- 
gebenenfalls wie — , in der Konzertierten 
Aktion darauf hinzuwirken, daß von einer 
neuen Lohnrunde in den nächsten Monaten 
keine weitere Verschärfung des wirtschaftlichen 
Ungleichgewichts ausgeht? 

Die diesjährigen Gespräche im Rahmen der Kon- 
zertierten Aktion sind ganz der Wiedergewinnung 
der Preisstabilität gewidmet. In dem Gespräch am 
17. Juli 1970 erklärten die Vertreter der Gewerk- 
schaften, daß sie auch ihre künftige Tarifpolitik an 
den gesamtwirtschaftlichen Zielen — Vollbeschäfti- 
gung, Preisstabilität, stetiges Wachstum — , an den 
verteilungspolitischen Notwendigkeiten und an dem 
preispolitischen Verhalten der Unternehmer orien- 
tieren werden. Die Vertreter der Unternehmer 
pflichteten der Auffassung bei, daß das Ziel einer 
Stabilisierung ohne Stagnation nicht allein durch 
Maßnahmen der Bundesregierung und Bundesbank 
erreicht werden kann, sondern durch ein entspre- 
chendes lohn- und preispolitisches Verhalten der 
Gewerkschaften und Unternehmer unterstützt wer- 
den muß. 

Zweck der Gespräche im Rahmen der Konzertier- 
ten Aktion ist, durch einen Informations- und Mei- 
nungsaustausch über die gesamtwirtschaftlichen 
Probleme zu einem Zusammenwirken der Beteilig- 
ten zur Erreichung der Ziele des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes zu gelangen. An diesem Ziel 
wird der Bundesminister für Wirtschaft auch in den 
weiteren Gesprächen festhalten. Die Konzertierte 
Aktion hat hingegen nicht den Zweck, einzelnen 
Beteiligten Vorschriften über ihr Verhalten zu 
machen. Die Entscheidungsfreiheit der gesellschaft- 
lichen Gruppen bleibt unangetastet. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat im letzten Ge- 
spräch in der Konzertierten Aktion am 17. Juli 1970 
als Orientierungshilfe neue vorläufige Eckwerte der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vorgelegt. 
Ihnen werden in der nächsten Sitzung am 9. Okto- 
ber die Vorstellungen der Tarifpartner gegenüber- 
gestellt werden. Die Bundesregierung erwartet, daß 


die sich daraus ergebende gesamtwirtschaftliche 
Orientierung es den Tarifvertragsparteien erleich- 
tert, in den kommenden Lohnverhandlungen auto- 
nom zu stabilitätskonformen Entscheidungen zu ge- 
langen. 

Frage 1.5. 

Trifft die Vermutung zu, daß die Bundes- 
regierung deshalb zögert, die Sozialversiche- 
rungsträger zu einer antizyklischen Geldanlage- 
politik zu bewegen, weil sie sich selbst die 
Möglichkeit offenhalten möchte, den eigenen 
Kreditbedarf bei der Sozialversicherung zu 
decken, nachdem im Rahmen des Bundeshaus- 
halts im ersten Halbjahr 1970 unverzinsliche 
Schatzanweisungen von 100 Millionen DM bei 
den Rentenversicherungsträgern untergebracht 
worden sind? 

Nein; diese Vermutung trifft nicht zu. Die An- 
wendung des § 1383 b RVO bzw. 110 b AVG hielt 
die Bundesregierung nicht für angebracht, weil es 
bei den zusätzlichen Stabilisierungsmaßnahmen der 
Bundesregierung im Juli d. J. unter anderem darum 
ging, die an die Grenzen ihrer Wirkungsmöglichkeit 
gelangende Kreditpolitik zu entlasten. Einer frei- 
willigen Anlage liquider Mittel der gesetzlichen 
Rentenversicherungsträger in Mobilisierungs- 
papieren der Bundesbank steht jedoch nichts im 
Wege. Sie findet statt und wird von der Bundes- 
regierung unterstützt. 

Frage I. 6. a) und b) 

a) Ist bei den Eckwerten der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung für das Jahr 1970, die 
das Bundesministerium für Wirtschaft bei 
der letzten Sitzung der Konzertierten Aktion 
am 17. Juli vorgelegt hat, bereits berück- 
sichtigt worden, daß die Ausgaben des 
Bundes im ersten Halbjahr 1970 entgegen 
dem Versprechen der Regierung, die Aus- 
gabensteigerung auf 4 V. H. zu begrenzen, 
um 10,6 V. H. über dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum und im Juli noch stärker 
(nach Abgrenzung der Deutschen Bundes- 
bank + 25 V. H. gegenüber Juli 1969) an- 
gestiegen sind? 

b) Von welcher Steigerung der Ausgaben des 
Bundes und der Länder im besonderen und 
des öffentlichen Gesamthaushalts insgesamt 
ist für das 11. Halbjahr 1970 im Rahmen der 
bei der Konzertierten Aktion am 17. Juli 
1970 vorgelegten Prognose ausgegangen 
worden? 

Die der Konzertierten Aktion vom 17. Juli 1970 
vorgelegten gesamtwirtschaftlichen Eckwerte sollten 
der Orientierung über die mögliche Entwicklung 
wichtiger gesamtwirtschaftlicher Größen im Vor- 
jahresvergleich dienen. Eine Aufteilung dieser Ent- 
wicklung auf Halbjahre oder noch kürzere Zeit- 
räume wurde daher für die meisten Aggregate — 
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so auch für die öffentlichen Ausgaben — nicht vor- 
genommen. Ebenso erfolgte keine getrennte Schät- 
zung der Ausgabenentwicklung für die einzelnen 
Gebietskörperschaften, sondern nur für den ge- 
samten Staatssektor einschließlich Sozialversiche- 
rung. Dessen Ausgabensteigerung ist seinerzeit im 
Rahmen der gesamtwirtschaftlichen Eckwerte für das 
ganze Jahr 1970 mit 9 bis lOVo angenommen wor- 
den. Mit der Entwicklung der Kassenausgaben sind 
diese Wachstumsraten allerdings nicht vergleich- 
bar, da die ihnen zugrunde liegende Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung von der in 
der Haushaltsrechnung üblichen Abgrenzung ab- 
weicht. 


Frage 1.7. 

Wie schätzt die Bundesregierung die Steigerung 
der Ausgaben für Sachinvestitionen zu kon- 
stanten Preisen (Basis 1969) nach dem Bundes- 
haushaltsplan 1970 gegenüber den Ist- Ausgaben 
1969, jeweils aufgegliedert nach den wichtigsten 
Aufgabenbereichen? 

Eine Berechnung der Sachinvestitionen des Bundes 
zu konstanten Preisen ist bisher nicht möglich. Das 
Statistische Bundesamt geht bei Ermittlung der 
Sachinvestitionen des öffentlichen Bereichs zu kon- 
stanten Preisen nicht von den Haushaltszahlen aus, 
sondern legt die effektive Leistungserstellung inner- 
halb der Berichtsperiode zugrunde. In der Regel 
fallen aber die im Haushaltsplan veranschlagten 
Kassenausgaben für Investitionen nicht mit der 
Produktionsleistung der gleichen Periode zusammen. 

Eine Berechnung der Haushaltsausgaben für Sach- 
investitionen zu konstanten Preisen stößt auch des- 
halb auf Schwierigkeiten, weil hierfür das zum 
Zeitpunkt der Auftragsvergabe bzw. der tatsäch- 
lichen Leistung relevante Preisniveau zugrunde 
gelegt werden müßte; der Zeitpunkt der Auftrags- 
vergabe und der tatsächlichen Produktionsleistung, 
auf die sich die jeweiligen Kassenausgaben für In- 
vestitionen beziehen, ist jedoch aus den gegen- 
wärtig verfügbaren statistischen Unterlagen nicht 
feststellbar. Außerdem ist auch ein annähernd ver- 
läßlicher Preisindex für Sachinvestitionen des 
Bundes nicht vorhanden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, bei der Neu- 
fassung des Finanzstatistischen Gesetzes das sta- 
tistische Instrumentarium so zu verbessern, daß 
künftig brauchbarere Unterlagen verfügbar sind. 

Frage II. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung im Jahre 1971? 

Frage II. 1. 

Welchen Charakter mißt die Bundesregierung 
den in der Ausarbeitung des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft vom 17. Juli 1970 für 
das Jahr 1971 vorgelegten gesamtwirtschaft- 


lichen Eckwerten bei? Kann die Bundesregie- 
rung näher die Voraussetzungen bezeichnen, 
die erfüllt sein müssen, um den „Weg einer 
optimalen Entwicklung hin zur Normalisierung" 
erreichen zu können? 

Die Bundesregierung wird im Januar 1971 gemäß 
§ 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft die Jahres- 
projektion 1971 vorlegen. Die hierfür erforderlichen 
umfangreichen Vorarbeiten werden zur Zeit in 
Angriff genommen. 

Die „Vorläufigen Eckwerte der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung" für das Jahr 1971 wurden da- 
gegen im Bundesministerium für Wirtschaft ohne 
förmliche Abstimmung mit anderen Ressorts der 
Bundesregierung oder gar einem weiteren Kreis 
aufgestellt. Sie wurden der Konzertierten Aktion 
am 17. Juli 1970 lediglich zur Charakterisierung 
eines von mehreren möglichen gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklungsverläufen 1970/71 vorgelegt. Der 
Bundesminister für Wirtschaft vertrat dabei die An- 
sicht, daß die „Eckwerte" angesichts der Vorbe- 
lastung durch die Ausgangslage im Jahre 1970 den 
Weg einer optimalen Entwicklung hin zur Norma- 
lisierung der wirtschaftlichen Lage in der Bundes- 
republik Deutschland aufzeigen, 

Eine der wesentlichen Voraussetzungen, von 
denen das Bundeswirtschaftsministerium bei der 
Erarbeitung dieser Eckwerte ausging, liegt in der 
raschen Reaktion von Tarifvertragsparteien, Unter- 
nehmen und Verbrauchern auf das zusätzliche 
Stabilisierungsprogramm der Bundesregierung, das 
vom Bundestag und vom Bundesrat im Juli 1970 
beschlossen wurde. Zur Erfüllung dieser Voraus- 
setzung wäre nötig, daß sich das Preis- und Kosten- 
verhalten der autonomen Gruppen zunehmend an 
der durch diese Maßnahmen geförderten Entspan- 
nung der Wirtschaftslage orientiert. Außerdem 
wurde eine weitere Abschwächung der Investitions- 
neigung der Unternehmen unterstellt, freilich in den 
Grenzen, die mit den mittel- und langfristigen 
Wachstumserfordernissen der Wirtschaft in Ein- 
klang stehen. Bezieht man in diese Überlegungen 
noch die weitere Hypothese einer im Vergleich zu 

1970 ruhigeren Welthandelsentwicklung im Jahre 

1971 ein, so würde die Erfüllung dieser Voraus- 
setzungen das allmähliche Einmünden der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung auf den Pfad eines 
stabilen, stetigen Wachstums gewährleisten. 

Frage II.2. 

Glaubt die Bundesregierung der Möglichkeit, 
daß „einem abermaligen Verfehlen der Ziel- 
setzung relativer Preisstabilität im kommen- 
den Jahr leicht eine Gefährdung der Vollbe- 
schäftigung (im Jahre 1972) folgen" könnte, mit 
einem Haushaltsgebaren begegnen zu können, 
das eine Steigerung der Ausgaben sowohl des 
Bundes wie auch der Länder und Gemeinden 
vorsieht, die weit über die von der Bundes- 
regierung genannte Zuwachsrate des nominalen 
Bruttosozialprodukts hinausgeht? 
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Die Steigerung der Ausgabenansätze im Haus- 
haltsentwurf für 1971 von 12,1 v. H. gegenüber 
dem Haushaltssoll 1970 sowie die Zunahme der 
Ausgaben für Länder und Gemeinden nach den 
Empfehlungen des Finanzplanungsrats von ebenfalls 
12 V. H. im Jahr 1971 passen in das Konjunktur- 
bild, das die Bundesregierung unter Berücksichti- 
gung der ergriffenen stabilitätspolitischen Maß- 
nahmen und der gegenwärtig absehbaren Tenden- 
zen für das Jahr 1971 zur Zeit erwartet. Sie geht 
davon aus, daß 1971 eine spürbare Verlangsamung 
der nichtöffentlichen Nachfrage eintreten wird und 
die öffentliche Verbrauchs- und Investitionsnach- 
frage etwas kräftiger expandieren kann. Die Bun- 
desregierung rechnet damit, daß das wirtschaftliche 
Wachstum insgesamt spannungsloser verlaufen 
wird. 

Vor Inkrafttreten des Haushalts 1971 wird die 
Bundesregierung — wie bereits erwähnt — über- 
prüfen, inwieweit die dann bekannten Tendenzen 
diese Annahmen bestätigen. Sie wird erforderlichen- 
falls die notwendigen Entscheidungen zur Anpas- 
sung des Haushalts an die konjunkturelle Lage 
treffen. 

Frage IL3. 

Hält die Bundesregierung es mit den Ziel- 
setzungen des Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetzes für vereinbar, daß die durch Kredite 
finanzierte öffentliche Nachfrage im Jahre 1971 
gegenüber 1970 um 8,6 Mrd. DM erhöht wird 
(vgl. Bulletin Nr. 120 vom 9. September 1970)? 

Nach den gegenwärtigen Tendenzen, die eine Ab- 
schwächung der privaten Investitionsnachfrage er- 
warten lassen, kann die geplante Kreditfinanzie- 
rung der öffentlichen Nachfrage im Jahre 1971 als 
durchaus vereinbar mit dem Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetz angesehen werden. Dabei geht die 
Bundesregierung davon aus, daß diese Kreditmittel 
aus der laufenden Ersparnis aufgebracht werden 
können. Außerdem handelt es sich bei den an- 
gegebenen Zahlen vorerst um Planungen, über die 
tatsächliche Höhe der Kreditaufnahme durch die 
öffentlichen Haushalte wird erst im Ablauf des 
Haushaltsjahres entschieden. Eine Überprüfung der 
gesamtwirtschaftlichen Grundannahmen, auf denen 
die Haushaltsentwürfe für 1971 beruhen, ist ent- 
sprechend den Vereinbarungen im Finanzplanungs- 
rat für die erste Hälfte Dezember vorgesehen. 

Frage IIL 

Welche Ziele für die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung verfolgt die Bundesregierung bis zum 
Jahre 1974? 

Frage IIL 1. a) bis h) 

Von welchen Annahmen geht die Bundes- 
regierung aus hinsichtlich der Entwicklung 

a) des Bruttosozialprodukts in konstanten 
Preisen 


b) der Preisrate des Bruttosozialprodukts 

c) der Preisrate des Privaten Verbrauchs 

d) der Zahl der abhängig Beschäftigten 

e) der Bruttolohn- und -gehaltssumme 

f) der Bruttolöhne und -gehälter je abhängig 
Beschäftigten 

g) der Lohnsteuer 

h) der Arbeitnehmerbeiträge zur Sozial- 
versicherung? 

a) bis d) 

Die Eckwerte der Projektion der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung bis 1974 sind — wie die Eck- 
werte früherer Projektionen — im Finanzplan des 
Bundes veröffentlicht worden (Drucksache WllOl). 
Dort hat die Bundesregierung darauf hingewiesen, 
daß sich 1970 bei einigen gesamtwirtschaftlichen 
Größen Werte ergeben, die extrem sind und völlig 
aus dem mittelfristigen Trend herausfallen. Diese 
Entwicklungen sind nicht völlig reversibel, es sei 
denn, man nähme neue Fehlentwicklungen auf an- 
deren Gebieten in Kauf. In diesem Fall würde sich 
die Bundesregierung aber bewußt in einen scharfen 
Gegensatz zu den Zielen des Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetzes stellen. Sie erstrebt deshalb eine 
Eindämmung der Preisbewegung ohne zu große 
Risiken für die anderen großen Ziele und eine 
Einengung der konjunkturellen Schwankungen um 
den mittelfristigen Wachstumstrend. 

Ausgehend davon, hält die Bundesregierung für 
den Zeitraum 1971 bis 1974 — wie im Finanzplan 
dargelegt — ein reales Wachstum des Bruttosozial- 
produkts von jährlich gut 4V2^/o für angemessen. 
Bei dieser Entwicklung kann mit einer durchschnitt- 
lichen Zunahme der Zahl der abhängig Beschäftig- 
ten von jährlich 0,5 Vo gerechnet werden. Bei der 
Preisentwicklung hält die Bundesregierung — unter 
Berücksichtigung der Ausgangslage und der inter- 
nationalen Preisentwicklung — einen durchschnitt- 
lichen Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Deflatio- 
nierungsfaktors um 2 bis 2 V 2 V 0 in den Jahren 1971 
bis 1974 für unvermeidbar. Die jährliche Preisrate 
des privaten Verbrauchs, die in der Vergangenheit 
immer unter der des Bruttosozialprodukts geblieben 
war, dürfte sich im Durchschnitt dann eher bei 
•f 2^/0 bewegen. Eine solche Preisentwicklung wird 
sich aber nur erreichen lassen, wenn von der Preis- 
und Kostenentwicklung im Ausland, vor allem in 
den eng mit uns verflochtenen EWG-Ländern, nicht 
zu starke Gegenströmungen ausgehen und auch 
die am Wirtschaftsprozeß Beteiligten, insbesondere 
die organisierten und autonomen Gruppen, durch 
ihre lohn- und preispolitischen Verhaltensweisen 
die Wirtschaftspolitik der Regierung unterstützen. 

Trotz dieser Begrenzungen wird die Bundesregie- 
rung ihre Politik im nationalen wie im internatio- 
nalen Bereich am Stabilitätsziel orientieren. 

Da die Lohnpolitik in der Bundesrepublik eine 
Sache der autonomen Tarifpartner ist, kann die 
Bundesregierung im Rahmen der mittelfristigen 
Projektionen nicht mit einer eindeutigen Einkom- 
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mensverteilung rechnen. Die Eckwerte der ange- 
strebten Entwicklung sind mit gewissen Spannen in 
der Einkommensverteilung vereinbar. Der Spiel- 
raum, für die Entwicklung der Bruttolohn- und 
-gehaltssumme dürfte unter Berücksichtigung der 
angenommenen Erhöhung der Zahl der abhängig 
Beschäftigten für die Zeit nach 1970 bis 1974 in 
der Größenordnung von 7 ^/o bis 8®/o liegen. 

Frage III.2. 

Wie will die Bundesregierung sicherstellen, im 
Rahmen der mittelfristigen Zielprojektion bis 
zum Jahre 1974 den Anteil des Privaten Ver- 
brauchs am Bruttosozialprodukt um lV 2 ^o 
und den Anteil des Außenbeitrags um V 2 ^/o 
zugunsten eines verstärkten Anteils des Staates 
am Bruttosozialprodukt zurückzudrängen (Er- 
klärung des Bundesministeriums für Wirtschaft 
auf einer Pressekonferenz am 4. August 1970, 
vgl. „Die Welt" vom 5, August 1970), insbeson- 
dere im Hinblick auf mögliche Überwälzungs- 
vorgänge? 

Der Projektion der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung bis zum Jahre 1974 liegt ein unbedeuten- 
der Rückgang des Anteils des Außenbeitrags am 
Bruttosozialprodukt von 1,7 ^/o auf 1,5 ^/o d. h, um 
0,2 Prozentpunkte, zugrunde und nicht um einen 
halben Prozentpunkt, wie „Die Welt" vom 5. August 
1970 ausgeführt hatte. Bei der Annahme, daß sich 
der Anteil des privaten Verbrauchs am Brutto- 
sozialprodukt von 55,3 Vo im Jahre 1970 auf 54,0 Vo 
im Jahre 1974 verringern kann, geht die Bundes- 
regierung davon aus, daß die Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Vermögensbildungspolitik zu einer stär- 
keren Erhöhung der Sparquote der privaten Haus- 
halte führen werden. 

Frage IIL3.a) 

Glaubt die Bundesregierung, mit den von 
Bundesfinanzminister Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. 
Möller auf einem Pressegespräch am 7. Sep- 
tember 1970 dargelegten Maßnahmen zur Spar- 
förderung eine Erhöhung der Sparquote von 
10,5 V. H. im ersten Quartal 1970 auf 12,7 v. H. 
im Jahre 1974 (vgl. „Die Welt" vom 5. August 
1970) erreichen zu können? 

Die von der Tageszeitung „Die Welt" veröffent- 
lichten Angaben über die Erhöhung der Sparquote 
liegen der Finanzplanung nicht zugrunde. Wie unter 
III. 1. ausgeführt wurde, ist die gesamtwirtschaftliche 
Projektion mit einer Spanne bei der Einkommens- 
verteilung vereinbar, so daß eine einzige Spar- 
quote nicht angegeben werden kann. Die Bundes- 
regierung ist jedoch überzeugt, daß die Maßnahmen 
zur Förderung der Vermögensbildung den ohnehin 
steigenden Trend der Sparquote der privaten Haus- 
halte unterstützen werden. 

Frage III.3.b) 

Wie schätzt die Bundesregierung das Volumen 
der durch das 312-DM-Gesetz in den einzelnen 


Jahren seit dem Inkrafttreten geförderten Spar- 
leistungen? Wie hoch schätzt die Bundesregie- 
rung das geförderte Sparvolumen auf Grund 
der Novellierung des 312-DM-Gesetzes für die 
einzelnen Jahre von 1970 bis 1974? Welchen 
Teil der Sparquote machen die Beträge in den 
vergangenen Jahren und bis 1974 aus? 

Das Volumen der durch das 2. Vermögens- 
bildungsgesetz geförderten Sparleistungen läßt sich 
wie folgt veranschlagen: 


1965 

0,6 

Milliarden 

DM 

1966 

0,9 

Milliarden 

DM 

1967 

1,0 

Milliarden 

DM 

1968 

1,2 

Milliarden 

DM 

1969 

1,5 

Milliarden 

DM 


Diese Zahlen, die nur Größenordnungen dar- 
stellen können, ergeben sich aufgrund von Hoch- 
rechnungen aus Angaben insbesondere der Kredit- 
institute und der Bausparkassen. 

Für 1970 wird die durch das 3. Vermögens- 
bildungsgesetz geförderte Sparleistung von der 
Bundesregierung auf rund 3 V 2 Mrd. DM geschätzt; 
für die folgenden Jahre wird mit einer weiteren 
Erhöhung gerechnet. 

Die verstärkte Inanspruchnahme des Vermögens- 
bildungsgesetzes ab 1970 ist auf die bereits im 
Jahr 1970 in vermehrtem Umfang abgeschlossenen 
Tarifverträge über vermögenswirksame Leistungen 
sowie auf die Anreizwirkung des novellierten Ge- 
setzes zurückzuführen. In den vergangenen Jahren 
entfielen von der jeweiligen Sparquote, die zwi- 
schen 11,0 bis 12,5 V. H. schwankte, auf vermögens- 
wirksame Sparleistungen: 

1965 0,2 Prozentpunkte 

1966 0,3 Prozentpunkte 

1967 0,3 Prozentpunkte 

1968 0,4 Prozentpunkte 

1969 0,4 Prozentpunkte 

Im Jahre 1970 und in den folgenden Jahren dürfte 
sich diese steigende Tendenz fortsetzen. 

Frage III.4.a) 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem 
Vorwurf der Deutschen Bundesbank, „daß eine 
derartige Ausweitung der öffentlichen Ver- 
schuldung" (wie im Finanzplan des Bundes 1970 
bis 1974 und den Empfehlungen des Finanz- 
planungsrates vorgesehen ist) „weit über das 
hinausgeht, was bei inflationsfreiem Wachs- 
tum aus der laufenden Geldkapitalbildung, aus 
der diese Mittel aufzubringen wären, in einem 
Vierjahresabschnitt finanziert werden könnte" 
(Monatsbericht der Deutschen Bundesbank, 
August 1970)? 

Im Unterschied zur Bundesbank hält die Bundes- 
regierung eine Kapitalmarktbeanspruchung in grö- 
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ßerem Umfang für möglich. Wenn in der Finanz- 
planung 1969/1973 aus der Sicht der Jahre 1968 und 
1969 — also bei geringerem Wirtschaftswachstum — 
ein Nettofinanzierungssaldo von 10 bis 12 Mrd. DM 
für die Gebietskörperschaften als angemessen be- 
trachtet wurde, so kann aus der Sicht des Jahres 
1970, das bereits ein höheres Wirtschaftswachstum 
als erwartet erbracht hat, eine Kreditaufnahme von 
durchschnittlich etwa I 2 V 2 Mrd. DM in den Jahren 
1971 bis 1974 nicht als gefährlich bewertet werden. 

Die Kreditaufnahme des Bundes wird nach dem 
Finanzplan 1970/1974 in der Fünfjahresperiode ins- 
gesamt 24,2 Mrd. DM bzw. pro Jahr durchschnitt- 
lich 4,9 Mrd. DM ausmachen. Nur etwa 4,5 v. H. der 
Bundesausgaben werden also mit Kredit finanziert. 
Der Anteil für alle Gebietskörperschaften ist noch 
niedriger. Die geplante Verschuldung der Gebiets- 
körperschaften bis 1974 führt zu keiner Erhöhung 
des Schuldenstandes im Verhältnis zum Sozial- 
produkt. Hier tritt vielmehr ein leichter Rückgang 
von 19 V. H. im Jahre 1969 auf 18,6 v. H. im Jahre 
1974 ein. 

Die Skepsis der Bundesbank dürfte sich weniger 
auf den bescheidenen Umfang der Kreditfinanzie- 
rung schlechthin beziehen als vielmehr auf die Ent- 
wicklung der Ersparnisbildung. Die Bundesregierung 
hat für diese Skepsis ein gewisses Verständnis. In 
der Tat muß die Ersparnisbildung gefördert werden. 
Ein erster Schritt ist mit der Verabschiedung des 
3. Vermögensbildungsgesetzes bereits getan worden. 
Weitere Maßnahme in dieser Richtung sind erfor- 
derlich. Davon ist bei den Angaben zur nächsten 
Frage ausgegangen worden. 

Frage III. 4. b) 

Liegt den Kreditansätzen des Finanzplans des 
Bundes 1970 bis 1974 und den Empfehlungen 
des Finanzplanungsrates eine Geldvermögens- 
rechnung zugrunde? Ist die Bundesregierung 
bereit, diese Geldvermögensrechnung zu ver- 
öffentlichen? 

Den Kreditansätzen in der Finanzplanung des Bun- 
des 1970 bis 1974 und den Empfehlungen des Finanz- 
planungsrates liegen alternative Schätzungen der 
gesamtwirtschaftlichen Finanzierungsströme für 1974 
zugrunde, die von der mittelfristigen gesamtwirt- 
schaftlichen Zielprojektion der Bundesregierung ab- 
geleitet wurden. Durch eine solche Projektion der 
Finanzierungsströme werden lediglich Eckdaten für 
das Endjahr der Projektionsperiode ermittelt, die 
Anhaltspunkte für die Größenordnung der Geld- 
vermögensbildung und der Kreditfinanzierung lie- 
fern. Bei der Zielprojektion ist die Bundesregierung 
von einer im Zuge der steigenden Einkommen und 
der verstärkten Maßnahmen zur privaten Vermö- 
gensbildung tendenziell weiter zunehmenden Spar- 
quote der privaten Haushalte ausgegangen. 

Unter dieser Voraussetzung dürfte sich die ge- 
samte Geldvermögensbildung der inländischen Sek- 
toren im Jahre 1974 zwischen 94 und 98 Mrd. DM 
bewegen. Auf die längerfristige Geldvermögens- 
bildung, auf die es in Anbetracht des überwiegend 


längerfristigen Kreditbedarfs der öffentlichen Haus- 
halte entscheidend ankommt, dürften davon vor- 
aussichtlich 76 bis 79 Mrd. DM entfallen. 

Der längerfristige Kreditbedarf der Unternehmen 
und privaten Haushalte wird für 1974 mit 52 bis 
54 Mrd. DM angenommen. Unter Berücksichtigung 
der mutmaßlichen Ansprüche des Auslandes an un- 
seren Kapitalmarkt und der erwarteten Entwicklung 
auf den kurzfristigen Finanzierungsmärkten ergibt 
sich für die längerfristige Verschuldung der öffent- 
lichen Hand ein Spielraum von etwa 14 bis 16 Mrd, 
DM. Die in der Finanzplanung für 1974 veran- 
schlagte Nettokreditaufnahme für alle Gebietskör- 
perschaften (bei der auch die kurzfristige Kredit- 
aufnahme einbezogen ist) hält sich auf dieser Linie. 

Frage III. 5. und Frage III. 7. 

Wie steht die Bundesregierung zu der vom 
Bundesministerium für Wirtschaft auf einer 
Pressekonferenz am 4. August 1970 geäußerten 
Feststellung, „entweder zeichnet der Bürger 
mehr Anleihen oder er zahlt mehr Steuern" 
(Generalanzeiger vom 5. August 1970)? 

Für den Fall, daß die vom Bundesministerium 
für Wirtschaft am 4. August 1970 angedeutete 
Notwendigkeit einer Steuererhöhung unaus- 
weichlich sein sollte, um die im Finanzplan 
des Bundes 1970 bis 1974 und den Empfehlungen 
des Finanzplanungsrates zugrunde gelegten Aus- 
gaben inflationsfrei finanzieren zu können: An 
die Erhöhung welcher Steuern und gegebenen- 
falls in welchem Ausmaß denkt die Bundes- 
regierung? 

Der Sprecher des Bundeswirtschaftsministeriums 
hat auf der Pressekonferenz am 4. August 1970 
lediglich auf die in der Gesamtübersicht des Finanz- 
plans 1970 bis 1974 im Hinblick auf den Finanzie- 
rungssaldo für 1974 ausgebrachte Fußnote verwie- 
sen. Die Fußnote lautet: „Unter Vorbehalt der Er- 
giebigkeit des Kreditmarktes und der Entwicklung 
der laufenden Einnahmen; ggf. Anpassung auf der 
Einnahme- und/oder Ausgabeseite bei Fortschrei- 
bung der Finanzplanung." 

Bei diesem Vorbehalt geht die Bundesregierung 
von der Erwartung aus, daß auf Grund verstärkter 
vermögenspolitischer Maßnahmen sowie wegen 
einer mit steigendem Einkommen zunehmenden 
Sparquote ein ausreichender Finanzierungsspiel- 
raum für den öffentlichen Kreditbedarf zur Verfü- 
gung steht. Sollte diese Konzeption wider Erwarten 
auf Schwierigkeiten stoßen, so müßte auch die Frage 
einer Steuererhöhung neu durchdacht werden. Aus 
heutiger Sicht ist diese Frage jedoch nicht aktuell. 

Frage IIL6.a) 

Beabsichtigt die Bundesregierung für bestimmte 
Steuern, die nach der derzeitigen gesetzlichen 
Regelung im Jahre 1971 bzw. im Jahre 1972 
auslaufen würden, eine Verlängerung der Gel- 
tungsdauer vorzunehmen? Ist bei der Steuer- 
schätzung, die dem Finanzplan des Bundes 1970 
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bis 1974 zugrunde liegt, bereits eine Verlänge- 
rung der Heizölsteuer vorgesehen? 

Mit dieser Frage sind drei Steuern angesprochen: 

1. die Straßengüterverkehrsteuer, die mit dem 
31. Dezember 1970 auslauft, 

2. die Mineralölsteuern auf Heizöle, die mit dem 
30.^ April 1971 auslaufen und 

3. die Selbstverbrauchsteuer, deren degressiver Ab- 
bau mit dem 31. Dezember 1972 endet. 

In der Steuerschätzung für den Finanzplan des 
Bundes 1970 bis 1974 ist — entsprechend Tz. 86 
des Jahreswirtschaftsberichts 1970 der Bundesregie- 
rung — die Verlängerung der Mineralölsteuern auf 
Heizöle vorgesehen. Dagegen ist eine Weiteigel- 
tung der Straßengüterverkehrsteuer in der Steuer- 
schätzung nicht unterstellt, da insoweit die Mei- 
nungsbildung innerhalb der Bundesregierung noch 
nicht abgeschlossen ist. Hinsichtlich der Selbstver- 
brauchsteuer ist an eine Verlängerung der Gel- 
tungsdauer nicht gedacht; dies ist auch in der Steuer- 
schätzung berücksichtigt. 

Frage III. 6. b) 

Sind zur Finanzierung des Finanzplanes 1970 
bis 1974 Einnahmeverbesserungen gegenüber 
dem geltenden Recht durch steuerliche Maßnah- 
men vorgesehen? Welche steuerlichen Maßnah- 
men sind vorgesehen? 

Einnahmeverbesserungen gegenüber dem gelten- 
den Recht sind im Finanzplan des Bundes 1970 bis 
1974 außer den vorstehend erwähnten Mineralöl- 
steuern auf Heizöle nicht vorgesehen. Der Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 berücksichtigt jedoch 
gegenüber dem geltenden Recht Einnahmeausfälle 
und 1972 für die beabsichtigte Verdoppelung des 
Arbeitnehmerfreibetrags und für die in Aussicht 
genommene Verdoppelung der Freigrenzen bei der 
Ergänzungsabgabe. 

Frage III. 8. 

Hält die Bundesregierung an der in der Regie- 
rungserklärung am 28. Oktober 1969 angekün- 
digten Beibehaltung der Steuerlastquote des 
Jahres 1969 (rd. 24 v. H.) fest und wie glaubt 
sie dies sicherstellen zu können, insbesondere 
unter Berücksichtigung 

a) der Ausgabenansätze nach dem Finanzplan 
des Bundes 1970 bis 1974, der Empfehlung 


des Finanzplanungsrates und der zusätzlich 
erkeniibaren Haushaltsrisiken, 

b) der Steuerreform, 

c) der Steuerharmuxiisierung im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaften? 

Die Bundesregierung hält auch an dieser Aussage 
in der Regierungserklärung vorn 28. Oktober 1969 
fest und beabsichtigt nicht, in der 6. Legislatur- 
periode die volkswirtschaftliche Steuerquote über 
den 1969 erreichten Stand hinaus zu erhöhen. Die 
Steuerschätzung, die für die Finanzplanung des 
Bundes 1970 bis 1974 verwendet wurde, ergibt fol- 
gende volkswirtschaftliche Steuerquoten: 

1969 - 24,17 v.H. (vorläufiges Ergebnis) 

1970 - 23,67 v.H. (Schätzung) 

1971 - 23,75 v.H. (Schätzung) 

1972 ^ 23,73 V. H. (Schätzung) 

1973 — 23,96 V. H. (Schätzung) 

1974 — 24,05 V. H. (Schätzung) 

Wie sich aus der Rede des Bundesministers der 
Finanzen bei der Einbringung des Bundeshaushalts 
1971 ergibt, gelten die Überlegungen der Bundes- 
regierung dem Problem, die volkswirtschaftlichen 
Steuerquoten nicht unter den Stand von 1969 ab- 
sinken zu lassen und nicht dem in der Großen An- 
frage anklingenden Problem, die volkswirtschaft- 
lichen Steuerquoten in der 6. Legislaturperiode über 
den Stand von 1969 hinaus zu erhöhen. 

Frage IV. 

Sind die bisherigen Äußerungen der Bundes- 
regierung als eine Absage an Möglichkeiten 
und Rechtsverpflichtungen des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes für eine antizyklische Fi- 
nanzpolitik der öffentlichen Hand (§§ 1 und 5 ff. 
StWG) und der Konzertierten Aktion (§ 3 StWG) 
zu verstehen? 

Es gibt keine Äußerungen der Bundesregierung, 
die als eine Absage an Möglichkeiten und Rechts- 
verpflichtungen des Stabilitäts- und des Wachs- 
tumsgesetzes zu verstehen wären. Die Bundesregie- 
rung steht unverändert zu ihrem in der Regierungs- 
erklärung vom 28. Oktober 1969 bekundeten Willen, 
die Forderungen dieses Gesetzes zu erfüllen. Sie 
hat jedoch nie einen Hehl daraus gemacht, daß die 
Bedingungen für die Verfolgung der Ziele des 
Gesetzes durch die Vernachlässigung der gesetz- 
lichen Verpflichtungen vom Frühjahr bis Herbst 1969 
nachhaltig erschwert worden sind. 
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